
 

 

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR SOZIALES, GESUNDHEIT UND GESELLSCHAFTLICHEN ZUSAMMENHALT 
Albertstraße 10 | 01097 Dresden 

Präsidenten des Sächsischen Landtages 
Herrn Alexander Dierks 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 
 

Kleine Anfrage des Abgeordneten Jens Hentschel-Thöricht (BSW-Frak-
tion) 
Drs.-Nr.: 8/7080  
Thema: Wissenschaftliche Debattenkultur und Meinungsfreiheit in der 
Corona- Aufarbeitung  

Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: Welche Maßnahmen ergreift die Staatsregierung, um eine offene 
wissenschaftliche Debatte zur Aufarbeitung der Corona-Politik sicherzu-
stellen? 
 
Der Freistaat Sachsen stattet die Hochschulen entsprechend der Zuschussver-
einbarung 2025-2032 und dem aktuellem Hochschulentwicklungsplan gemäß § 
1 Abs. 1 SächsHSG für die ihnen nach § 5 SächsHSG übertragenen Aufgaben 
insbesondere auch in der Forschung mit auskömmlichen öffentlichen Ressour-
cen und weitreichenden Freiheiten aus.  
 
Gemäß § 46 Abs. 2 SächsHSG können die Gegenstände der Forschung an den 
Hochschulen alle wissenschaftlichen Bereiche sowie die Anwendung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse in der Praxis einschließlich der Folgen sein, die sich 
aus der Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse ergeben. Insofern liegt es 
in Eigenverantwortung und Möglichkeit der Hochschulen, Forschungsfragen frei 
zu stellen und zu bearbeiten. Die Staatsregierung macht den Hochschulen keine 
Vorgaben.  
Vor diesem Hintergrund können ergänzend folgende Maßnahmen angeführt 
werden: 
 
Die Hochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege (FH), Fortbildungs-
zentrum des Freistaates Sachsen (HSF Meißen) ist nach ihrem gesetzlichen 
Auftrag verpflichtet, ihre Studierenden zu wissenschaftlicher Arbeitsweise, ver-
antwortungsvollem und nachhaltigem Handeln sowie einem jederzeitigen akti-
ven Eintreten für einen freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat 
zu befähigen. Dabei ist insbesondere das Verständnis für die wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und verwaltungsorganisatorischen Zusammenhänge zu för-
dern. Zudem betreibt die HSF Meißen anwendungsorientierte Forschung zur 
Unterstützung der öffentlichen Verwaltung und Rechtspflege. Die Freiheit der 
Forschung und Lehre wird durch den Freistaat Sachsen an der Fachhochschule 
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und durch die Fachhochschule gewährleistet. Eine offene wissenschaftliche Debatte ist 
daher grundsätzlich zu jedem gesellschaftlichen Thema sichergestellt.  
 
Das Sächsische Staatsarchiv trägt durch die Archivierung dazu bei, dass die archivwürdi-
gen, die Corona-Politik betreffenden Unterlagen dauerhaft erhalten und entsprechend der 
gesetzlichen Regelungen jeder Person zugänglich gemacht werden. Es schafft auf diese 
Weise die für eine offene wissenschaftliche Debattenkultur notwendige Transparenz und 
Faktengrundlage. 
  
Seitens des Sächsischen Institutes für Polizei- und Sicherheitsforschung (SIPS) an der 
Hochschule der Sächsischen Polizei (FH) wurden nachfolgende Maßnahmen durchge-
führt: 
 

 Von August 2020 bis Februar 2023 wurde eine Studie „Polizeidienst in Zeiten der 
Corona-Pandemie" durchgeführt, die sich auf der Grundlage einer Beschäftigten-
befragung mit den Auswirkungen der Corona-Pandemie und -Politik auf die Polizei 
auseinandersetzte. Die Studie gibt auch Einblicke in das kontroverse Meinungsbild 
zur Pandemiebekämpfung und angrenzenden Themen innerhalb der Organisation. 
Sie wurde per Open Access zum kostenfreien Download veröffentlicht. 

 Am 8./9. September 2023 wurde eine Tagung zum Thema „Die Gewährleistung der 
Versammlungsgarantie unter pandemischen Bedingungen. Eine Bestandsauf-
nahme aus behördlicher, polizeipraktischer, justizieller und wissenschaftlicher Per-
spektive" ausgerichtet. Zentrale Erkenntnisse aus der Tagung wurden in einem Ta-
gungsband zusammengefasst, der per Open Access zum kostenfreien Download 
veröffentlicht wurde. 

 Herr Dr. Christoph Meißelbach, wissenschaftlicher Koordinator des SIPS an der 
Hochschule der Sächsischen Polizei (FH), hat gemeinsam mit einer Kollegin im 
Jahr 2021 eine Sammelrezension von wissenschaftlichen Büchern zur Corona-Po-
litik veröffentlicht.1 

 
 
Frage 2: Welche Fördermittel wurden seit 2020 für Projekte zur Bekämpfung soge-
nannter „Desinformation“ im Zusammenhang mit Corona oder Impfungen in Sach-
sen bereitgestellt? (bitte getrennt nach Jahren auflisten) 
 
Im Rahmen des ETZ - Kooperationsprogrammes SN-CZ 2014-2020 wurde ein Vorhaben 
der Technischen Universität Chemnitz (TU Chemnitz), das Projekt „Demokratie am Ab-
grund? Desinformation kontra Medienkompetenz (DemoDes)“ gefördert. Es wird auf den 
Auszug der FÖMISAX-Fördermitteldatenbank Sachsen verwiesen (Leistungsempfänger 
TU Chemnitz, Förderzeitraum: 30. April 2021 bis 31. Dezember 2022): 
 

                                                
1 Meißelbach, Christoph und Kristina Chmelar: Politik, Staat, Demokratie und Corona-Pandemie. 
Diagnosen, Kritiken, Visionen. In Jahrbuch Extremismus & Demokratie (E & D), Hrsg. Uwe Sackes, 
Alexander Gallus, Eckhard Jesse und Tom Thieme, S. 269-288, Baden-Baden: Nomos 
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Das Projekt DemoDes erarbeitet anhand ausgewählter Themen wie Demokratie, Medien, 
Migration oder Europa Materialien für das Erkennen von Desinformationen und für die ei-
gene Informationsgewinnung. Dabei wird auch die Corona-Pandemie umrissen. Ziel-
gruppe sind junge Studierende der Bachelorstudiengänge und Schülerinnen und Schüler 
der Sekundarstufe I in Sachsen und Tschechien. 
 
Frage 3: Welche Kooperationen sächsischer Hochschulen oder Institutionen beste-
hen im Bereich „Desinformation“, Faktenchecks oder Verhaltenslenkung im Ge-
sundheitsbereich? 
 
Es wird auf die nachfolgenden Kooperationen im Bereich evidenzbasierter Gesundheits-
versorgung, der Prävention und Gesundheitsförderung, sowie des öffentlichen Gesund-
heitsschutzes verwiesen. 
 
TU Dresden 
 

 Zentrum für Evidenzbasierte Gesundheitsversorgung, Frau Prof.in Anna Kühne: 
Kooperation mit der Deutschen Gesellschaft für Infektiologie bei Leitlinienentwick-
lung 

 Herr Prof. Berner: Kooperation mit Robert-Koch-Institut im Expertenbeirat pande-
mische Atemwegsinfektionen sowie Kooperation im Beirat Sächsische Impfkom-
mission 

 Präventionszentrum des NCT/UCC: Kooperation mit Deutsche Krebshilfe, AG Der-
matologische Prävention, Uni Köln, Uniklinik Schleswig-Holstein, BahnBKK, 
DOSB, BTU, Sonnenstrahl e.V., UK Sachsen, UKBW, UKRLP, UKBB, OnkoAktiv,  

 Bereich Allgemeinmedizin, Dr. Henna Riemenschneider gemeinsam mit Professur 
Öffentliche Gesundheit, Prof.in Anna Kühne: Kooperation mit dem Amt für Gesund-
heit und Prävention der Landeshauptstadt Dresden 

 Netzwerk Universitätsmedizin (NUM - BMFTR-gefördert): egePan Unimed (Spre-
cher Prof. J. Schmitt), PREPARED (Sprecher Prof. J. Schmitt) Entwicklung Kon-
zept transparente und resiliente Forschungsdateninfrastruktur in Zusammenarbeit 
mit Robert-Koch Institut, seit 07/25 Umsetzung in Folgeprojekt Leitung Prof. Dros-
ten, Co-PI Prof. J. Schmitt 

 Zentrum für Evidenzbasierte Gesundheitsversorgung, Prof. Dr. Jochen Schmitt: 
Regierungskommission Krankenhausversorgung (bis 2025), Sachverständigenrat 
Gesundheit und Pflege des BMG, Wissenschaftlicher Beirat für das BMG-Fach-
kräftemonitoring 

 Institut für Arbeits- und Sozialmedizin, Jun.-Professur Präventive Versorgungsfor-
schung, Jun.-Prof. Andreas Staudt: Kooperation mit der Deutschen Krebshilfe und 
der Abteilung für Methoden der Community Medicine der Universitätsmedizin 
Greifswald z. B. bei Entwicklung individualisierter Präventionsmaßnahmen oder 
der Optimierung der Kontaktierung und Erhöhung der Erreichbarkeit von Zielgrup-
pen in der Bevölkerung 
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 Institut für Arbeits- und Sozialmedizin, Prof. Andreas Seidler: Kooperation mit Ge-
sundheitsämtern verschiedener Bezirke Berlins und Landeshauptstadt Dresden,
Amt für Gesundheit und Prävention im Projekt "Kitagesund - Konzeption passge-
nauer Maßnahmen der Prävention und Gesundheitsförderung für Kinder"

 Institut für Arbeits- und Sozialmedizin, Prof. Andreas Seidler: Kooperation mit AOK-
Plus im Projekt "TUDO! Stress bei Studierenden und Beschäftigten vorbeugen"

 Else-Kröner-Fresenius-Zentrum für Digital Health: Ausstellungen wie z. B.
"Mensch, Roboter" oder "Dr. Zukunft" im Wissenschaftsforum "COSMO"

 AbendVisite – Podcast mit Ärztinnen Chiara Löffler und Hannah Muti

 Carus Lehrzentrum „YOU ASK we explain- Berührungsängste in der Medizin“ -
Wissenschaftliche Debatten und Informationen für alle Personengruppen verständ-
lich und zielgruppenspezifisch aufbereitet

 Zentrum für Evidenzbasierte Gesundheitsversorgung, Dr. Madlen Scheibe und
Prof. Dr. Jochen Schmitt: Kooperationen mit Techniker Krankenkasse, BARMER,
DAK-Gesundheit, AOK Bayern - Die Gesundheitskasse, der BAG SELBSTHILFE
e.V. und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) hinsichtlich Empfehlun-
gen zur Weiterentwicklung der Versorgung mit Digitalen Gesundheitsanwendun-
gen

Hochschule Mittweida 

 Fraunhofer-Institut für Kommunikation, Informationsverarbeitung und Ergonomie
(FKIE) – „Lernlabor Cybersicherheit“

 Mitteldeutsche Rundfunk – u. a. „MDR Wissen“

Frage 4: Welche Position vertritt die Staatsregierung zur Förderung kritischen Den-
kens im schulischen und außerschulischen Bereich im Zusammenhang mit Gesund-
heitsthemen? 

Frage 5: Wie bewertet die Staatsregierung mögliche Risiken staatlich oder instituti-
onell geförderter Kommunikationskampagnen für die Meinungsfreiheit und den of-
fenen wissenschaftlichen Diskurs? 

Zusammenfassende Antwort auf Fragen 4 bis 5: 

Von einer Beantwortung wird abgesehen.  

Die Frage ist auf eine Bewertung gerichtet. Zur Abgabe einer Bewertung ist die Staatsre-
gierung nicht verpflichtet. 

Mit freundlichen Grüßen 

Petra Köpping 
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